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E ine irritierende Gleichzeitig-
keit kennzeichnet die öffentli-
chen diskussionen zum the-
ma Postkolonialismus. die 
rezeption schwankt zwischen 

affirmation und beißender kritik, so auch 
immer wieder in dieser zeitung. auf der 
einen seite zeigten sich zahlreiche politi-
sche und kulturelle institutionen bis hi-
nauf zur Leitung der deutschen außen-
politik sensibel für die postkoloniale kritik 
an einer fehlenden aufarbeitung der deut-
schen kolonialvergangenheit. Obgleich 
von verschiedener seite auch kritisch be-
wertet, sind die Bemühungen deutsch-
lands, ein abkommen mit namibia zu 
schließen, ein bemerkenswerter schritt in 
der anerkennung historischer schuld. 
Gleiches gilt für den Besuch von Bundes-
präsident Frank-Walter steinmeier in tan-
sania im Herbst 2023, wo er um Verzei-
hung für die Gewalttaten der deutschen 
kolonialherren bat. im zuge einer kultur-
politischen kontroverse über die rückga-
be historischer artefakte sind auch einige 
Blindstellen der postkolonialen kritik 
mittlerweile deutlich geworden, etwa die 
ausblendung von machtverhältnissen in 
den Herkunftsländern. dennoch war und 
ist eine auseinandersetzung mit der kolo-
nialvergangenheit und ihren spuren in der 
Gegenwart auch angesichts der weit ver-
breiteten Unkenntnis dringend notwendig.

denn obwohl laut einer Umfrage von 
2020 nur 9 Prozent der deutschen stolz auf 
den eigenen kolonialismus sind, dürfte es 
den meisten schwerfallen, auch nur drei 
ehemalige deutsche kolonien zu nennen. 
Weder im Geschichtsunterricht noch in 
der öffentlichen Berichterstattung spielt 
die deutsche kolonialgeschichte eine grö-
ßere rolle. zugleich signalisieren diese 
debatten den ehemaligen koloniallän-
dern immerhin eine gesellschaftliche und 
politische Bereitschaft, sich nach Jahr-
zehnten des Beschweigens mit einer Ge-
walt auseinanderzusetzen, die in den Län-
dern des Globalen südens deutlich prä-
senter ist als hierzulande.

auf der anderen seite geriet der Postko-
lonialismus spätestens seit der documenta 
15 unter publizistischen dauerbeschuss. 
die an Vertreter der postkolonialen stu-
dien adressierten Vorwürfe reichen  von 
einer ignoranz gegenüber antisemitischen 
stereotypen bis hin zur Bezichtigung der 
offenen Unterstützung antisemitischer Be-
wegungen. seit der militärischen reaktion 
israels auf den terroranschlag der Hamas 
hat sich der ton dieser kritik noch einmal 
deutlich verschärft. dies mag auch an ein-
zelnen Äußerungen und einseitigen sym-
pathiebekundungen gelegen haben.

dabei geht die kritik im Grundsatz über 
die antisemitismus-Frage hinaus. sie wie-
derholt einen Vorwurf, der schon in den 
sechziger- und siebzigerjahren des zwan-
zigsten Jahrhunderts gegen teile der mar-
xistischen Linken erhoben wurde. zwar 
geißele der Postkolonialismus fortbeste-
hende strukturen kolonialer Gewalt. 
Handfeste Gewalt, die im namen des 
kampfes gegen diese strukturen verübt 
wird, werde aber deutlich milder bewertet, 
wenn nicht sogar gutgeheißen. zudem sei 
die postkoloniale kritik an der kulturellen 
und politischen Hegemonie des Westens 
von zahlreichen blinden Flecken geprägt, 
etwa der ausblendung des russischen oder 
japanischen imperialismus.

Und schließlich befindet sich der Post-
kolonialismus in dem dilemma, dass 
autokraten und diktatoren sich gerne und 
immer öfter ihrer argumente bedienen. so 
rechtfertigt die Hamas ihren Vernich-
tungskrieg gegen israel ebenso mit postko-
lonialer Befreiungsrhetorik, wie Putin die 
natO-Osterweiterung als weiteren Be-
weis eines ungestillten kolonialen macht-
hungers des Westens darstellt. zwar sind 
am politischen missbrauch intellektueller 
konzepte nicht unbedingt deren Urheber 
schuld, dem ruf des Postkolonialismus ha-
ben solche instrumentalisierungen aller-
dings deutlich geschadet.

sebastian Conrad hat an dieser stelle 
(F.a.z. vom 14. Februar) zu einer differen-
zierten Betrachtung postkolonialer ansät-
ze beigetragen, indem er gezeigt hat, dass 
diese nicht notwendigerweise antiaufklä-
rerisch oder gar antisemitisch sind. Viel-
mehr steht in vielen Beiträgen eine empi-
risch gesättigte analyse der kontinuität 
kolonialer Hierarchien nach dem ende ko-
lonialer Herrschaft im Vordergrund. das 
„post“ verweist auf das Fortwirken von 

strukturen kolonialer Herrschaft bis in die 
Gegenwart hinein, die es kritisch einzu-
ordnen gilt. dies umfasst etwa kontinuitä-
ten im staatsaufbau, in der rechtspre-
chung oder im Politikverständnis in ehe-
maligen kolonien, aber auch den Umgang 
mit konkreten Verbrechen des kolonialis-
mus sowie die oft umstrittene suche nach 
Gerechtigkeit, die mit Forderungen nach 
entschädigung und entschuldigung ein-
hergeht. Historische und sozialwissen-
schaftliche analysen treffen hierbei auf 
normative Fragestellungen, oft mit unter-
schiedlicher Gewichtung. dazu gehört es 
ebenfalls, die eurozentrische Brille abzule-
gen und Verbindungen auch zwischen den 
ehemals abhängigen staaten zu untersu-
chen, die längst von Peripherien kolonia-
ler reiche zu knotenpunkten globaler 
Verflechtungen geworden sind bezie-
hungsweise es schon immer waren.

das Verhältnis zwischen empirischer 
analyse und normativer Wertung tritt 
auch bei der postkolonialen kritik an der 
historischen und sozialwissenschaftlichen 
Wissensproduktion zutage. zum einen 
weisen Wissenschaftler aus postkolonialer 
Perspektive auf den Fortbestand von Hie-
rarchien beim zugang zu Wissen und bei 
der Beteiligung an wissenschaftlicher For-
schung hin, ablesbar etwa an der Beteili-
gung an Forschungsprojekten oder der 
Präsenz in hochrangigen Fachzeitschrif-
ten. in den kultur- und sozialwissenschaf-
ten hat dies zu diskussionen darüber 
 geführt, inwiefern Beforschte mehr sein 
sollten als Objekte wissenschaftlicher 
neugier. machtkritische arbeiten verwei-
sen zum anderen auf die fehlende an-
erkennung nichteuropäischer Wissensfor-

men und fordern, die wissenschaftliche 
Praxis sehr grundsätzlich zu überdenken.  
mit postkolonialen Perspektiven ist  auch 
ein wissenschafts- und kulturpolitisches 
ziel verbunden, eine stärkere einbezie-
hung des Globalen südens in die deutsche 
und europäische Forschungs- und kultur-
landschaft oder umgekehrt ein Heraustre-
ten aus der enge eurozentrischer intellek-
tueller traditionen. initiativen der deut-
schen Forschungsförderinstitutionen wie 
der deutschen Forschungsgemeinschaft 
zeugen ebenso davon, wie Förderpro-
gramme des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung. da deutschland in-
zwischen ein attraktiver Wissenschafts-
standort für Forscher aus ehemaligen 
kolonien geworden ist und sich zudem die 
postmigrantische Gesellschaft auch im 
universitären Betrieb vermehrt widerspie-
gelt, werden Grenzen zwischen hier und 
dort, vermeidlichem zentrum und Peri-
pherie, langsam, aber stetig verwischt.

A ls empfänger solcher 
BmBF-Förderung unter-
suchen wir in unserem 
Forschungsnetzwerk zu 
postkolonialen Hierar-
chien in Frieden und 

konflikten an den Universitäten Bayreuth, 
erfurt und marburg sowie am arnold-
Bergstraesser-institut in Freiburg, inwie-
weit sich koloniale machtverhältnisse in 
zeitgenössischen konfliktdynamiken nie-
derschlagen und was sich daraus für eine 
nachhaltige konflikttransformation ergibt. 
Postkoloniale Gewaltkonflikte sind stets im 
kontext globaler machtasymmetrien zu 
betrachten, die sich im zuge kolonialer ex-

pansionsprozesse herausgebildet haben 
und heute noch virulent sind, wenn auch in 
sich stetig verändernder Form. dies 
schließt kontinuitäten und Brüche ein, die 
im zuge von dekolonialisierungsprozessen 
und antikolonialen kämpfen entstanden 
sind und sich tief in das institutionelle Ge-
füge nachkolonialer Gesellschaften, ihre 
demographische zusammensetzung und 
machtverteilung, rechtsnormen und poli-
tischen institutionen eingelagert haben.

Unsere Forschungen dazu betreffen bei-
spielsweise die Präferenz eines staats- und 
regimezentrierten Verständnisses von si-
cherheit gegenüber gesellschaftlichen si-
cherheitsbedürfnissen. dadurch, dass in 
der spätphase kolonialer Herrschaft der 
staatliche sicherheitsapparat massiv aus-
gebaut wurde und oftmals auch nach der 
Unabhängigkeit eng mit der ehemaligen 
kolonialmacht verbunden blieb, verfügt 
der postkoloniale staat über starke re-
pressionsinstrumente gegen gesellschaftli-
che Gruppen und eine politische Opposi-
tion. ein Blick auf kolonial und imperial 
gezogene Grenzen, die bis zum heutigen 
tag umstritten sind, oder auf den unter-
schiedlichen Umgang mit amtssprachen 
im postkolonialen staat ist zudem relevant 
für die analyse von konflikten in ehemali-
gen kolonien. der aktuelle, international 
wenig beachtete sezessionskonflikt in ka-
merun geht etwa auf die Bevorzugung des 
Frankophonen und eine systematische Be-
nachteiligung der anglophonen minder-
heit zurück. auch das ausspielen verschie-
dener Gruppen gegeneinander durch die 
kolonialherren führt bis zum heutigen tag 
zu innergesellschaftlichen spannungen in 
postkolonialen staaten. der Völkermord 

in ruanda war dafür ein besonders 
schreckliches Beispiel.

aber auch in internationalen Bemühun-
gen, nach dem ende von Gewalt Frieden zu 
schaffen, spiegeln sich bis heute postkolo-
niale Hierarchien. so stellen etwa ehemals 
kolonialisierte staaten den Großteil des mi-
litärischen Personals internationaler Frie-
denstruppen, während westliche staaten 
diese einsätze finanzieren, aber deutlich 
zurückhaltender dabei sind, ihre soldaten 
einer unmittelbaren Gefahr auszusetzen. 
Wo dies geschieht, wie in afghanistan und 
mali, werden einsätze schnell und ohne 
rücksicht auf die sicherheit der zivilbevöl-
kerung oder lokaler angestellter beendet. 
in zivilen Friedensmissionen wiederum be-
steht nach wie vor eine deutliche asymmet-
rie zwischen externen experten und loka-
len Fachkräften. zwar hat sich eine rheto-
rik durchgesetzt, die von augenhöhe und 
lokaler eigentümerschaft spricht. in der 
realität bleiben die rollenzuweisungen 
zwischen internationalen und lokalen ak-
teuren allerdings weitgehend unverändert. 
Verantwortlich dafür sind nicht zuletzt die 
bürokratischen regeln solcher einsätze, die 
eine steuerung in der metropole erfordern. 

aus der Perspektive postkolonialer Hie-
rarchien wird ferner am Völkerrecht kriti-
siert, dass es von kolonialmächten geprägt 
wurde und daher vor allem deren interes-
sen und Vorstellungen spiegelt. so basiert 
es auf dem Prinzip der territorialen souve-
ränität, wodurch indigene Gemeinschaf-
ten jenseits des staates ihre rechte nicht 
vor internationalen Gerichtshöfen geltend 
machen können. dies ist besonders dann 
von Bedeutung, wenn durch die Veräuße-
rung von Landrechten die historische und 

kulturelle Verbindung der indigenen Ge-
meinschaften mit ihrer Umwelt ignoriert 
und natur zerstört wird. in Brasilien, aber 
auch ecuador werden daher zentrale Prä-
missen des Völkerrechts von indigenen 
Gruppen infrage gestellt. Ähnlich verhält 
es sich mit der Genfer Flüchtlingskonven-
tion von 1951, die vor dem Hintergrund 
der Weltkriege mit Blick auf Flüchtlinge in 
europa verfasst wurde und diesen das 
recht auf asyl zubilligte. menschen auf 
der Flucht aus dem Globalen süden hin-
gegen wurden nicht als rechtssubjekte, 
sondern als humanitäre notfälle betrach-
tet, denen man mit entwicklungshilfe und 
nicht mit schutzverantwortung begegnete. 
eine Vorstellung, die noch bis heute 
Wahrnehmung und Handeln prägt. 

W elche Form Gerech-
tigkeit nach Gewalt-
verbrechen anneh-
men soll, ist eine 
weitere Frage, die 
wir uns stellen. im 

zuge der kolonialisierung hat sich welt-
weit ein strafendes modell von Gerechtig-
keit durchgesetzt, dass straftaten als Ver-
letzung von Gesetzen und sozialen Ord-
nungen ansieht. die Bestrafung von 
tätern soll zu abschreckung, sicherheit 
und Vergeltung führen. in vielen vorkolo-
nialen kontexten war jedoch das ziel von 
Gerechtigkeit, die Gemeinschaft wieder-
herzustellen, soziale schäden zu reparie-
ren und Unrecht wiedergutzumachen. 
diese wiederherstellende Gerechtigkeit 
basiert auf dialog, fördert die Wiederein-
gliederung der täter in die Gemeinschaft 
und unterstützt Opfer bei der Verarbeitung 
ihrer traumata. Vermehrt wird in Ländern 
wie Uganda und ruanda die Bedeutung 
von wiederherstellender Gerechtigkeit 
wieder anerkannt und zur aufarbeitung 
von kriegerischer Gewalt verwendet. 

ebenfalls im rahmen der BmBF-Wis-
senschaftsförderung tragen fünf maria-sy-
billa-merian-zentren in mexiko, Brasilien, 
Ghana, indien und tunesien wiederum 
dazu bei, die Forschungsnetzwerke der 
deutschen Geistes- und sozialwissen-
schaften in den Globalen süden zu erwei-
tern. sie sollen dessen Perspektiven einbe-
ziehen. dass allerdings auch auf dem Ge-
biet der Wissenschaftskooperation zwi -
schen norden und süden noch  Hürden 
bestehen, haben 70 Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler in einem offenen 
Brief an BmBF, dFG und deutschen aka-
demischen austauschdienst zur sprache 
gebracht. darin beklagen die Unterzeich-
nenden die Ungleichbehandlung von For-
schern aus dem Globalen süden gegen-
über europäischen oder nordamerikani-
schen Wissenschaftlern. sie fordern mehr 
Vertrauen in die Wissenschaft sowie weni-
ger Bürokratisierung, wenn man die alte 
koloniale asymmetrie nicht unter neuen 
Vorzeichen fortsetzen will – zwar nicht 
mehr mit Gewalt, aber mit Verwaltungs-
vorschriften und Visa-Beschränkungen. 

Wie jede kritische intervention in etab-
lierte wissenschaftliche und öffentliche 
diskurse provoziert der Postkolonialismus 
Widerspruch. in jedem Fall hat er in euro-
pa eine reflexion tradierter kultureller, 
politischer und wissenschaftlicher Prakti-
ken vor dem Hintergrund eines neuen 
selbstbewusstseins des Globalen südens 
stimuliert. Postkoloniale Perspektiven 
können, das wäre jedenfalls unsere Hoff-
nung, die Offenheit europäischer Gesell-
schaften und wissenschaftliche sowie kul-
turpolitische kooperation befördern. im 
besten Fall klären sie über koloniale kon-
tinuitäten auf, eröffnen gesellschaftliche 
debatten über den Umgang mit tradierten 
Hierarchien und tragen zu deren abbau 
bei. identitätspolitische und essenzialisti-
sche Fundamenta lis men stehen dem frei-
lich entgegen. sie sind aber nicht gleichbe-
deutend mit einer postkolonial interessier-
ten und reflektierten Forschungspraxis. 
nicht zuletzt kann diese Praxis liberalen 
Gesellschaften dabei helfen, kluge, näm-
lich historisch informierte antworten auf 
kolonialismusvorwürfe zu finden, statt 
selbst wiederum in identitäre abgren-
zungskämpfe zu verfallen.

Thorsten Bonacker und Susanne Buckley-
Zistel lehren Friedens- und Konfliktforschung 
an der Universität Marburg. Sie sind Ko-Spre-
cher und Sprecherin des BMBF-Forschungsver-
bundes „Postcolonial Hierarchies in Peace and 
Conflict“.

der Fortbestand von Hierarchien als Gegenstand und Problem: 
Was will und kann postkoloniale Forschung? ein Bericht aus der Praxis.

Von Thorsten Bonacker und Susanne Buckley-Zistel

Tränengas, Cadillacs 
und Baracken

B ald nach dem ende des kolo-
nialismus kam es in dutzenden 
von afrikanischen Ländern zu 
militärputschen. Überall auf 

dem kontinent wurden Gesellschaften, 
die gerade ihre Unabhängigkeit von 
europa erlangt hatten, zu militärdiktatu-
ren. sobald die soldaten das sagen hat-
ten, änderte sich der politische kurs. an 
die stelle von Freiheitsversprechen traten 
Vorstellungen von disziplin, und militäri-
sche Prinzipien wie rang, Bereitschaft 
und Gehorsam verdrängten die weiche-
ren politischen Werte (Gleichheit, selbst-
bestimmung), wie sie zivilisten gepredigt 
hatten. die Politik wurde zu einem stel-
lungskrieg zwischen männern in Uni-
form, und in einigen Ländern tobte dieser 
krieg jahrzehntelang. schließlich kehr-
ten die meisten armeen jedoch in die ka-
sernen zurück, und eine zeit lang schien 
es, als hätte afrika die militärherrschaft 
im zwanzigsten Jahrhundert gelassen.

dem ist offenkundig jedoch nicht so. 
in den vergangenen Jahren haben sol-
daten die zivilen regierungen in Guinea, 
mali, sudan, niger, Burkina Faso und Ga-
bun gestürzt. die Journalisten und diplo-
maten, die das nicht kommen sahen, ha-
ben nach einer erklärung gesucht und 
sind meist bei kurzsichtigen theorien 
über russische einmischung, ausländi-
sche söldner oder die Wut über französi-
schen neokolonialismus gelandet. aber 
diese Putsche kamen keineswegs aus dem 
nichts. die soldaten in den Fernsehstu-
dios knüpfen an eine tiefe politische tra-
dition an: Über weite strecken des späten 
zwanzigsten Jahrhunderts war der milita-
rismus die am weitesten verbreitete ideo-
logie in afrika. Von den sechziger- bis zu 
den neunzigerjahren drehte sich die afri-
kanische Politik um Blutfehden und 
machtergreifung der soldaten. 

die männer, die sie inszenierten, wa-
ren berauscht von ihrer eigenen stärke, 

strotzten vor ehrgeiz und nervöser 
energie. nach ihren offiziellen selbst-
rechtfertigungen ging es den Putschis-
ten um korruption, schlechtes Verhal-
ten von Politikern oder niedrige Löhne. 
aber der militarismus war nicht immer 
reaktiv oder reaktionär. Fast alle mili-
tärs wollten ihre Länder umgestalten, 
auch wenn sie nicht immer genau sag-
ten, was sie aus ihnen machen wollten. 
staatsstreiche brachten auch ideen mit 
sich, und der militarismus –  die ideolo-
gie der Herrschaft von soldaten –  zielte 
darauf, eine neue art von Gesellschaft 
zu schaffen. Von einer „rückkehr zur 
khaki-Herrschaft“ in der krise der neo-
liberalen demokratie spricht jetzt der 
an der Columbia University in new 
York lehrende Historiker Gregory 
mann im „Journal of african History“ 
(Cambridge University Press), insbe-
sondere im Blick auf Westafrika und die 
sahelzone.

mann, autor der Bücher „native sons: 
West african Veterans and France in the 
20th century“ (2006) und „From empires 
to nGOs in the West african sahel: the 
road to nongovernmentality“ (2015), 
führt noch einmal vor augen, dass die 
Jahre um 1990 in afrika einen scharfen 
Bruch markierten, von der stagnation 
zum Übergang, von aufständen zu Wah-
len. eine Generation später befinden wir 
uns vielleicht in der umgekehrten situa-
tion, gefangen zwischen einer krise der 
demokratie und der aussicht auf autori-
tarismus. in der sahelzone, schreibt 
mann, sei dieser dramatische Wandel 
nicht von der sicherheitskrise in der re-
gion zu trennen. dass soldaten nach der 
macht greifen, um missstände in ihrem 
kollektiven arbeitsleben zu beseitigen, 
ist empirisch gut belegt. die akzeptanz 
von  militärregierungen in großen teilen 
der Bevölkerung –  die Faszination der 
Herrschaft der strippenzieher, die ent-

täuschung über die demokratie, die 
sehnsucht nach einer vergangenen sozia-
len Ordnung – hat nach mann tiefere, en-
dogene Wurzeln. dazu gehört das Versa-
gen der demokratischen regierungen bei 
ihren Versuchen, nicht nur den breiten 
Übergang zum Wohlstand zu schaffen 
und zu erhalten, sondern  – insbesondere 
in der sahelzone – auch nur   ein mindest-
maß an menschlicher sicherheit zu ge-
währleisten.

die Vorstellung, dass eine „gute regie-
rung“ gleichbedeutend mit einer „zivilen 
regierung“ sei, wird in manns augen zu 
selbstverständlich vorausgesetzt.  Bürge-
rinnen und Bürger vieler afrikanischer 
staaten könnten ihr jedenfalls widerspre-
chen. nach Jahrzehnten der korruption 
und des selbstbetrugs im zuge des demo-
kratischen Übergangs werde sie zuneh-
mend auf den Prüfstand gestellt. Unge-
achtet der tatsache, dass episoden von 
militärregierungen untrennbar zur ent-

stehungsgeschichte moderner „demokra-
tischer kleptokratien“ wie etwa nigeria 
gehören, wurden staatsstreiche jahr-
zehntelang lediglich als Gegenpol zu zivi-
lem missmanagement dargestellt.

Hinter der Verärgerung über das Versa-
gen demokratischer regierungen in der 
Praxis stehe jedoch mehr als nur die 
sehnsucht nach dem, was die Bevölke-
rung als geordnetes zeitalter in erinne-
rung zu haben meine. Für Historiker des 
zeitgenössischen afrika, so manns Forde-
rung, sind die aufarbeitung der Geschich-
te des militärs in afrika und ein besseres 
Verständnis für erinnerungen an militär-
herrschaft daher zentrale aufgaben. die 
hergebrachte Prämisse,  Formen der mili-
tärregierung seien in afrika eher anomal 
als konstitutiv, gleicht den kontinent  so 
wohlmeinend wie voreilig einem  ideal zi-
viler Politik an, das vielleicht auch in an-
deren Weltgegenden keineswegs die nor-
malität ist. andreas eCkert

Handelt es sich um etwas Militärisches oder Politisches?
Gregory mann zeigt, dass die Frage falsch ist: die Geschichte des heutigen afrika sollte zivile Herrschaftsverhältnisse nicht einfach als norm ansetzen

Den klassischen Einbaum ihrer 
Väter lenken die Fischer von 
Kamerun in Trikots global 
beliebter Sportmannschaften: 
Unterwerfung unter neokoloniale 
Symbolik oder weltbürgerliches 
Aufstiegsstreben? Foto aFP
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